
Aus der Gemeinderatssitzung am 14.05.2018 

 

 

TOP Ö 1 

Anfragen und Anregungen der Bürgerinnen und Bürger 

Keine Wortmeldungen. 

 
TOP Ö 2 
Schöffenwahl für die Amtsperiode 2019 – 2023 
Die Amtszeit der für die Geschäftsjahre 2014 – 2018 gewählten Schöffen endet am 31.12.2018. 

In Vorbereitung der Wahl der Schöffinnen und Schöffen für die Geschäftsjahre 2019 – 2023 durch die 

bei den Amtsgerichten gemäß § 40 des Gerichtsverfassungsgesetzes zu bildenden 

Schöffenwahlausschüsse stellt jede Gemeinde eine Vorschlagsliste für Schöffen auf. 

In die Vorschlagsliste der Gemeinde Plankstadt sind insgesamt 12 Personen aufzunehmen. Die 

genannte Zahl ist verbindlich, darf nicht unterschritten, wohl aber im Ausnahmefall überschritten 

werden. 

Zur Aufnahme von Personen in die Vorschlagsliste ist die Zustimmung von zwei Dritteln der 

anwesenden Mitglieder der Gemeindevertretung, mindestens jedoch der Hälfte der gesetzlichen Zahl 

der Mitglieder der Gemeindevertretung erforderlich. Die Beschlussfassung erfolgt im Wege der Wahl 

gemäß § 37 VII GemO. 

Nach Beschlussfassung durch den Gemeinderat ist die Liste dann eine Woche lang in der Gemeinde 

zu jedermanns Einsicht aufzulegen und schließlich bis spätestens 3. August 2018 nach Ablauf der 

Einspruchsfrist an das Amtsgericht Schwetzingen zu übersenden. 

Die Gemeindeverwaltung bedankt sich bei allen Bewerberinnen und Bewerbern für die Bereitschaft 

das Schöffenamt zu übernehmen. Insbesondere danken wir den einzelnen Gemeinderatsfraktionen, 

die bei der Meldung von Bewerbern aktiv mitgewirkt und unterstützt haben. 

 

Beschlussvorschlag: 

In die Vorschlagsliste für die Wahl der Schöffen für die Geschäftsjahre 2019 – 2023 werden die in 

Anlage aufgeführten Personen aufgenommen. 

 

Die Gemeinderatsmitglieder Berger, Grimm, Dr. Dr. Mende und Sessler nahmen aufgrund 

Befangenheit nicht an der Beratung und Beschlussfassung teil. 

HAL Thate erläuterte zunächst die wichtigsten Punkte und die weitere Vorgehensweise. 

GR Jutta Schuster (CDU) freute sich über die große Anzahl von Bewerberinnen und Bewerbern. Sie 

lobte deren ehrenamtliches Engagement. 

GR Ulrike Breitenbücher (PL) wünschte, dass sich die Gerichte für viele Personen aus der 

Bewerberliste entscheiden.  

Die SPD-Fraktion konnte keine Stellungnahme abgeben, da sowohl GR Grimm als auch GR Dr. Dr. 

Mende befangen waren. 

GR Thomas Burger (GLP) gab die Zustimmung seiner Fraktion. 

GR Ulf-Udo Hohl (ALP) lobte die große Anzahl an qualifizierten Bürgerinnen und Bürgern mit 

Sachverstand. 

Einstimmig angenommen. 
 
 
 



TOP Ö 3 
Erschließung des Industriegebietes Jungholz- Bereich West 
-Vorstellung der Kostenfortschreibung 

-Beauftragung zweier Nachträge an die Fa. Leonhard Weiss 

Die Erschließungsarbeiten im Gewerbegebiet A!real II (Jungholz West) sind voraussichtlich bis Ende 

Juni 2018 abgeschlossen. Es entsteht eine Nettobaulandfläche von 58.035 m², die in acht 

Einzelgrundstücke unterteilt ist. Die Arbeiten werden bis Anfang Juni 2018 abgeschlossen sein. Somit 

können die Eigentümer mit der Errichtung der geplanten Bauvorhaben beginnen. 

Die Erschließungsarbeiten sind so weit voran geschritten, dass nun die voraussichtliche Summe der 

Baukosten prognostiziert werden kann. Die Kosten der Maßnahme werden insgesamt voraussichtlich 

1.867.000,- Euro betragen. Die Kostenfortschreibung wurde im Gemeinderat bereits vorberaten. 

Im Haushalt der Gemeinde stehen für die Maßnahme aus den Jahren 2017 und 2018 1.448.994,84 

Euro zur Verfügung. Somit ist es notwendig, Mittel in Höhe von insgesamt rund 418.000 Euro 

zusätzlich zur Verfügung zu stellen.  

Da die Maßnahme auf unterschiedlichen Haushaltsstellen verbucht wird, ist eine differenzierte 

Betrachtung notwendig.  

 

 Straße 

TEUR 

Abwasser 

TEUR 

Beleuchtung 

TEUR 

Trinkwasser 

TEUR 

Gesamt 

TEUR 

Ansatz zzgl. Rest 462 744 50 193 1.449 

Voraus. Ergebnis 867 811 38 151 1.867 

Mehr (+) 

/Minderausgaben (-) 

+ 405 + 67 -12 -42 + 418 

 

Im Zuge dieser Maßnahme wurde belasteter Boden im Bereich des Unterbaus der ehemaligen 

Parkplätze gefunden. Dieser kann nicht wie geplant wieder eingebaut werden. Es ergibt sich die 

Notwendigkeit, dass dieser Boden abgefahren und entsorgt werden muss. Die Leistung „Entsorgen 

von Z 2 haltigem Material“ war nicht im LV als Position enthalten, da nicht mit einer Belastung 

gerechnet wurde. 

Diese Leistung wurde von der Fa. Leonhard Weiss als Nachtrag angeboten. Das Planungsbüro Pöyry 

hat den Nachtrag gemäß VOB geprüft und der Verwaltung empfohlen diesen zu beauftragen. Der 

Nachtrag schließt ab mit einer Angebotssumme in Höhe von 41.304,90 Euro brutto. Insgesamt 

entstehen durch das belastete Material Mehrkosten i.H.v. ca. 192.000 Euro gegenüber der Planung, 

die in der Kostenfortschreibung vollständig berücksichtigt sind. 

Weiter wurde durch Umplanungen der Grundstücksgrößen eine deutliche Vergrößerung der 

Hausanschlüsse beim Abwasser notwendig. Diese Leistungen sind als Nachtrag zu beauftragen.  

Hier hat ebenfalls die Fa. Leonhard Weiss ein Angebot abgegeben, welches vom Planungsbüro gemäß 

VOB geprüft wurde. Die Prüfung schließt auch hier mit der Empfehlung ab, den Auftrag an die Fa. 

Leonhard Weiss zu vergeben. Der Nachtrag schließt mit einer geprüften Angebotssumme in Höhe 

von 27.701,02 Euro ab. Auch dieser Nachtrag ist in der Kostenfortschreibung enthalten.  

Weitere Mehrkosten ergeben sich durch Maßnahmen im Rahmen des Artenschutzes (ca. 56.000 

Euro) und die Vergrößerung der Kanaldimensionierung (ca. 32.000 Euro). Darüber hinaus wurde ein 

ausreichender Risikopuffer in die Ausschreibung einberechnet, so dass die Maßnahme 

voraussichtlich wie dargestellt abgerechnet werden kann. 

 

 



Beschlussvorschlag: 

Der Gemeinderat stimmt der Bereitstellung zusätzlicher Mittel in einer Gesamthöhe von 418.000 

Euro mit der dargestellten Aufteilung zu. Der Gemeinderat stellt die erforderlichen Mittel 

überplanmäßig zur Verfügung. Die Deckung erfolgt aus Mehreinnahmen bei den Grundstückserlösen. 

Der Gemeinderat stimmt der Beauftragung beider Nachträge an die Fa. Leonhard Weiss zu.  

 

BAL Ernst nannte die wichtigsten Eckpunkte und die Gründe für die überplanmäßigen Ausgaben. 

GR Dr. Felix Geisler (CDU) bedauerte, dass es zu Mehrkosten gekommen sei. Diese seien jedoch 

teilweise nicht vorhersehbar gewesen. Dennoch müsse man die Maßnahme als vernünftige 

Investition ansehen. 

GR Dr. Stephan Verclas (PL) meinte, dass die Mehrausgaben nicht planbar, aber nachvollziehbar 

seien. 

GR Dr. Dr. Ulrich Mende (SPD) stellte fest, dass sich die Kosten auch durch Umplanungen erhöht 

hätten. 

GR Sigrid Schüller (GLP) sah im belasteten Boden das Hauptproblem. Es bleibe zu hoffen, dass der 

„Risikopuffer“ ausreiche. 

GR Ulf-Udo Hohl (ALP) war der Auffassung, dass das Ganze noch mehr kosten werde. Er fragte nach, 

warum nur eine Firma ein Angebot abgegeben habe. 

BAL Ernst entgegnete, dass es keine Zweifel an der Leistungsfähigkeit der Fa. Weiss gebe und die das 

ausführende Unternehmen ist. 

BGM Drescher ergänzte, dass die Nachträge extern geprüft und für korrekt befunden worden seien. 

Einstimmig angenommen, bei 1 Enthaltung von GR Hohl (ALP). 

 

TOP Ö 4 

Bauantrag zur Errichtung eines Dienstleistungsgebäudes mit einer Wohnung und von Stellplätzen 

auf den Grundstücken Flst.Nr. 83, 83/6, 83/7 und 84, Schwetzinger Str. 19 + 21 

Die Gemeinde beabsichtigt auf dem ehemaligen Adler-Gelände die Errichtung eines 

Dienstleistungsgebäudes mit einer Wohnung und die Errichtung von 26 für die Gebäudenutzung 

notwendigen Stellplätzen sowie weiteren öffentlichen Parkplätzen. 

Im Erdgeschoss sollen nach aktuellem Planungsstand eine Bankfiliale, Therapieräume und ein 

öffentliches Behinderten-WC entstehen, im Obergeschoss Räume für ambulant betreutes Wohnen 

und im Dachgeschoss weitere Praxisräume sowie eine Gemeindewohnung. Die Grundrissgestaltung 

der Geschosse ist flexibel und ermöglicht eventuelle Änderungen in der Nutzung. 

Das insgesamt 2.548 m² große Baugrundstück liegt innerhalb der im Zusammenhang bebauten 

Ortsteile und im Sanierungsgebiet „Ortsmitte II“. Hier ist ein Bauvorhaben zulässig, wenn es sich nach 

Art und Maß der baulichen Nutzung, nach der Bauweise und der Grundstücksfläche, die überbaut 

werden soll, in die Eigenart der näheren Umgebung einfügt und den Sanierungszielen nicht 

widerspricht. 

Die von der Roth Architekten GmbH vorgelegte Planung erfüllt diese Voraussetzungen. Das 

Einvernehmen der Gemeinde kann aus Sicht der Verwaltung erteilt werden. 

Die Angrenzeranhörung wird aktuell durchgeführt und läuft noch bis 17. Mai. Von den insgesamt 7 

Angrenzern haben bisher 4 Einblick in die Planung genommen. Eine Stellungnahme mit Hinweisen 

auf den Fortbestand einer Grenzmauer ist eingegangen. Die übrigen Angrenzer haben sich bisher 

noch nicht gemeldet. 

 

 



 

Beschlussvorschlag: 

Das Einvernehmen zu dem Bauantrag zur Errichtung eines Dienstleistungsgebäudes mit einer 

Wohnung und von Stellplätzen auf den Grundstücken Flst.Nr. 83, 83/6, 83/7 und 84, Schwetzinger 

Str. 19 + 21 wird gemäß §§ 34, 36 BauGB erteilt. 

Das Einvernehmen zur Erteilung der sanierungsrechtlichen Genehmigung wird gemäß § 145 BauGB 

erteilt.

 

BAL Ernst fasste die wichtigsten Planungsdetails zusammen.  

GR Andreas Wolf (CDU) gab die Zustimmung seiner Fraktion. Er regte an, das Thema „Grenzmauer“ 

im UTB-Ausschuss zu beraten. 

GR Ulrike Breitenbücher (PL) zeigte sich über die Fortschritte erfreut. Sie monierte aber, dass die 

Nutzung aufgrund fehlender Vorverträge noch unklar sei. Leider entfalle wegen der Stellplätze die 

hintere Bebauung des Grundstücks. Auch die Teilunterkellerung hielt sie für problematisch. Für die 

„Grenzmauer“ müsse man eine Lösung finden. 

GR Christine Grimm (SPD) betrachtete die Angelegenheit als „unendliche Geschichte“, die nun doch 

ein Ende gefunden habe. 

GR Sigrid Schüller (GLP) freute sich über die „barrierefreie“ Einrichtungen mitten im Ort. Das 

Gebäude bzw. Gelände erhalte jetzt die richtige Funktion. 

GR Ulf-Udo Hohl (ALP) meinte, dass man mit der Beschlussfassung noch ein paar Tage hätte warten 

können. Dann wäre die Angrenzeranhörung (bis 17. Mai) abgeschlossen gewesen.  

Mehrheitlich angenommen, bei 1 Gegenstimme von GR Hohl (ALP). 

 

TOP Ö 5 

Bauvoranfrage zur Errichtung eines Einfamilienwohnhauses mit Garage auf dem Grundstück 

Flst.Nr. 1828, Luisenstr. 26  

Das Grundstück liegt innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile und im Sanierungsgebiet 

„Ortsmitte II“. 

Hier ist ein Bauvorhaben zulässig, wenn es sich nach Art und Maß der baulichen Nutzung, nach der 

Bauweise und der Grundstücksfläche, die überbaut werden soll, in die Eigenart der näheren 

Umgebung einfügt und den Sanierungszielen nicht widerspricht. Die Art der baulichen Nutzung fügt 

sich in die nähere Umgebung der Luisen- und Schillerstraße ein.  

Bei der nun angedachten Bebauung soll das bisher als Garten genutzte Grundstück bis auf wenige 

verbleibende Grünflächen nahezu vollständig überbaut werden. Dabei wird das Grundstück in einem 

hohen Maß verdichtet. 

Die Bauweise fügt sich aus Sicht der Verwaltung nicht in die Eigenart der näheren Umgebung ein.  

Geplant ist entweder ein dreigeschossiges (Vollgeschossnachweis liegt allerdings nicht vor) 

Wohngebäude mit 20°geneigtem Zeltdach oder alternativ ein dreigeschossiges Wohngebäude mit 

Flachdach. Die dreigeschossige Bauweise kann aus städtebaulicher Sicht noch akzeptiert werden, da 

sich insgesamt keine größere Gebäudehöhe als in der näheren Umgebung ergibt. 

Städtebaulich nicht vertretbar ist allerdings die Ausbildung eines Zeltdaches oder eines Flachdaches, 

auch wenn dies für den Durchschnittsbetrachter vom Straßenniveau aus nicht erkennbar ist. Die 

modernen Dachformen fügen sich nicht in einen der ältesten Ortsteile und in unmittelbarer Nähe des 

denkmalgeschützten Wasserturms und der denkmalgeschützten Luisenapotheke ein.  

Während der Angrenzeranhörung wurden keine Einwendungen vorgetragen.



 

Beschlussvorschlag: 

Das Einvernehmen zu der Bauvoranfrage zur Errichtung eines Einfamilienwohnhauses mit Garage auf 

dem Grundstück Flst.Nr. 1828, Luisenstr. 26 wird gemäß §§ 34, 36 BauGB versagt. 

 



GR Andreas Wolf (CDU) schloss sich den Ausführungen der Verwaltung an. Die Bebauung erscheine 

zu mächtig an dieser sensiblen Stelle. Es handle sich jedoch um eine Voranfrage, weshalb man mit 

dem Planer das Gespräch suchen sollte. 

GR Dr. Stephan Verclas (PL) hatte ähnliche Bedenken. Grundsätzlich könne man ja sagen, die Planung 

sei aber zu massiv. 

GR Dr. Dr. Ulrich Mende (SPD) sah eine hohe Verdichtung, die nicht passe. Der Ensemble-Schutz sei 

vorrangig. 

GR Thomas Burger (GLP) hielt lediglich das Flachdach für problematisch, ansonsten gebe es keine 

Einwände. 

GR Ulf-Udo Hohl (ALP) sprach von einem schützenswerten Quartier. Er regte an, eine 

Veränderungssperre für das ganze Gebiet um den Wasserturm zu beschließen.  

GR Andreas Wolf (CDU) begrüßte diesen Vorschlag, den man im UTB-Ausschuss beraten sollte. Er 

fragte, ob die vorhandenen Nebengebäude bestehen bleiben? 

BGM Drescher antwortete, dass eine Neugestaltung des Hofes angedacht sei und diese Gebäude 

dadurch evtl. anders genutzt werden. 

GR Dr. Dr. Ulrich Mende (SPD) befürwortete auch eine Behandlung im Ausschuss. Bevor man aber 

eine Veränderungssperre nachträglich beschließe, bedürfe dies einer juristischen Klärung. 

GR Sigrid Schüller (GLP) wies darauf hin, dass in der Schillerstraße bereits ein Haus mit Flachdach 

existiere. 

Das Einvernehmen wurde mehrheitlich versagt, bei 2 Gegenstimmen von GR Schüller und GR Burger 

(beide GLP). 

Weitergehender Antrag der ALP auf Einrichtung einer Veränderungssperre für das ganze Gebiet um 

den Wasserturm: Der Verweis in den UTB-Ausschuss wurde einstimmig angenommen. 

 

TOP Ö 6 

Bekanntgabe der in der nichtöffentlichen Gemeinderatssitzung am 23.04.2018 gefassten 

Beschlüsse 

TOP NÖ 3 

Umstellung der Straßenbeleuchtung 

Einstimmig angenommen 

 

TOP Ö 7 

Verschiedenes; Bekanntgaben des Bürgermeisters und Anfragen aus dem Gemeinderat 

BGM Drescher gab folgendes bekannt: 

 Ausstellung im Wasserturm mit Werken von Leila Ebrahiminik und Jürgen Laban, letztmalige 
Öffnung am 15. Mai von 16 – 20 Uhr 

 Aktion „Stadtradeln“ des Rhein-Neckar-Kreises vom 9. – 29. Juni 2018 

 Ergebnis wird am 2. Plänkschder Radtag am 5. Juli 2018, ab 16 Uhr, auf dem Rathausplatz 
bekanntgegeben 

 Fest der Kulturen am 9. Juni, ab 14 Uhr, in der Gänsweid 

 Vernissage im Wasserturm am 9. Juni, 18 Uhr, mit Werken von Monika Maria und Mariann 
Ehrhardt 

 Jubiläumsfeier 150 Jahre MGV Sängerbund Liedertafel am 9. Juni, ab 19 Uhr, in der 
Mehrzweckhalle 

 Nächste Gemeinderatssitzung am 18. Juni 2018 
 



GR Ulrike Breitenbücher (PL) teilte mit, dass auf dem Gehweg in der Friedrichstraße zur Schule hin 

Pflanzkübel stehen, die die Nutzung durch Fußgänger einschränken. 

BGM Drescher bat darum, weitere problematische Stellen im Gemeindegebiet per E-Mail dem 

Bürgeramt zu melden. 

GR Ulrike Breitenbücher (PL) wies auf abgestorbene Bäume auf dem Gelände über dem Tunnel hin. 

Sie regte auch an, für Neubürger eine Art „Info-Mappe“ zusammenzustellen, die bei der Anmeldung 

im Bürgerbüro ausgegeben werden soll.

 


